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In der vergangenen Mai- 
Landtagssitzung lagen den 
Abgeordneten vier Varianten 
zum weiteren Vorgehen für 
den Neubau des Liechten- 
steinischen Landesspitals 
vor. Die Mehrheit der Abge- 
ordneten sprachen sich für 
die Variante eines Ergän- 
zungskredits, welche die 
Regierung nun ausarbeiten 
muss.  
 
Gesprächsbedarf bezüglich 
Geburtenstation  

Als im Jahr 2019 das Volk dem Kredit 
für das Spital zustimmte, war eine 
Geburtenstation als Möglichkeit vor- 
gesehen. Es war für uns daher nicht in 
Ordnung, dass sie nun nicht in der neu- 
erlichen Planung hätte aufgenommen 
werden sollen. Dass es rein wirtschaft- 
lich gesehen keinen Bedarf für eine 
Geburtenstation gibt, ist uns ebenfalls 
bewusst. Aber gleichzeitig ist das Be- 
dürfnis der Bevölkerung gross, zukünf- 
tig wieder in Liechtenstein gebären zu 
können. Für die 8 zustimmenden Ab- 
geordneten der FBP-Fraktion war klar, 
dass wenn eine Geburtenstation zu- 
künftig wieder ermöglicht wird, dann 
nur, wenn Sicherheit und Qualität 
gewährleistet werden können. Fakt war 
für uns ebenfalls, dass wenn wir jetzt 
keine Geburtenstation in die Planung 
aufnehmen, das Thema für die nächsten 

Jahrzehnte vom Tisch ist. Der Antrag, 
bei dem die Kosten für die Geburtsab- 
teilung in der weiteren Planung berück- 
sichtigt werden sollen, fand mit 15 
Stimmen seine Zustimmung. 
 
Projektleitung nun bei der 
Verwaltung? 
Nebst einer möglichen Geburtenstation 
war auch die Zuteilung der Gesamt- 
projektleitung ein grosser Diskussions- 
punkt. Dies nicht zum ersten Mal. 
Handelt es sich doch beim Neubau des 
Landesspitals um das grösste, teuerste 
und komplexeste Neubauprojekt der 
letzten und nächsten Jahrzehnte. Auch 
wenn die Vorgängerregierung dies 
anders entschieden hatte, war für die 
Fraktion der FBP nicht von der Hand 
zu weisen, dass die zukünftige Bauher- 

rin, in diesem für Liechtenstein äus- 
serst wichtigen Projekt, die Landes- 
verwaltung (SSL) und nicht das 
Landesspital sein sollte. So wie das in 
der Vergangenheit und auch gegen- 
ständlich bei anderen staatlichen Bau- 
ten ebenfalls der Fall war bzw. ist. Die 
Äusserung von einzelnen VU-Abge- 
ordneten, es würde den Anschein er- 
wecken, die FBP-Fraktion habe kein 
Vertrauen in den Gesundheitsminister 
Frick, ist diesbezüglich aus der Luft 
gegriffen und weisen wir klar zurück. 
Das eine hat mit dem anderen absolut 
nichts zu tun. Regierungschef Risch 
äusserte dazu, dass dies sowieso nicht 
Entscheid des Landtags sei, sondern in 
der Kompetenz der Regierung liege. 
Der Antrag der FBP-Fraktion, mit 
welchem sie die Regierung folglich 

beauftragten zu prüfen, der SSL die 
Gesamtprojektleitung für das Neubau- 
Projekt zu übertragen, fand mit Zustim- 
mung der Abgeordneten der FBP, FL 
und DPL eine klare Zustimmung, die 
VU lehnte geschlossen ab. Der FBP- 
Fraktion ging es mit dem Antrag 
darum, dass sich das Landesspital 
wieder auf die Führung ihres eigenen 
Betriebs konzentrieren kann. Bezüglich 
des möglichen Budgets gab es weitere 
Stimmen auch zu den von der Ge- 
meinde Vaduz gesprochenen 7 Millio- 
nen aus dem extra für den Spitalneubau 
geschaffenen Fonds. So wurde thema- 
tisiert, dass die Gemeinde Vaduz mit 
einem höheren Beitrag ein klares Be- 
kenntnis bekräftigen könnte, profi- 
tieren sie doch sehr vom Standort des 
Spitals. 
 
Ja, wir brauchen ein Spital  
Die FBP-Fraktion war einstimmig für 
die Variante des Ergänzungskredits, 
dies vor allem mit dem dahinter 
liegenden Gedanken, dass ein be- 
stehender Volksentscheid umzusetzen 
ist. Die Frage, ob es überhaupt ein 
Spital in Liechtenstein benötigt, ist für 
die FBP-Abgeordneten mit einem 
klaren JA zu beantworten. Wollen wir 
gesundheitspolitisch eigenständig sein, 
ist ein eigenes Spital notwendig. Es ist 
für uns keine Option, keine eigene 
stationäre Grundversorgung zu haben.  

Die Bemühungen für bezahlbare Prämien gilt es in 
den kommenden Monaten wieder zu intensivieren 
und die notwendigen Massnahmen zu setzen, 
damit das Kostenwachstum und somit letztendlich 
auch die Prämienerhöhungen finanzierbar bleiben. 
Dementsprechend gilt es unter anderem die 
Vorschläge des Krankenkassenverbandes (LKV) 
zu prüfen, und je nach Ergebnis der Prüfung 
umzusetzen. Diese Forderung wurde von vielen 
Abgeordneten unterstützt. 

 

Ja zum Landesspital, ja zur 
Geburtenstation  

Standpunkt der Landtagsabgeordneten Franziska Hoop

Ergänzungskredite beim SZU II nötig 
Kommentar des Fraktionssprechers Daniel Oehry 

Daniel Oehry, FBP 
Fraktionssprecher 

Rainer Gopp, 
Parteipräsident

Franziska Hoop, Landtagsabgeordnete der FBP. 
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Die Regierung beantragte einen Staatsbeitrag an 
die Kosten der obligatorischen Krankenpflege- 
versicherung der übrigen Versicherten für das Jahr 
2024 von CHF 33 Mio. Dank diesem Staatsbeitrag, 
welchen es in der Schweiz nicht gibt, sind unsere 
Prämien jeden Monat um CHF 166 bzw. 55% 
tiefer. Konkret würden die Prämien ohne diesen 
Staatsbeitrag CHF 467 betragen, statt der 
effektiven CHF 301. Die Gesamtbruttokosten der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung sind 
im Jahr 2022 um 6.1% auf CHF 196.1 Mio. 
angewachsen. Hätte der Landtag den Staatsbeitrag 
nun nicht erhöht, wären die Prämien für das Jahr 
2024 voraussichtlich um mehr als 6% höher. Um 
diese Prämienerhöhung zu reduzieren, hat die 
FBP-Fraktion beantragt, den Staatsbeitrag an die 
Kosten der obligatorischen Krankenpflegever- 
sicherung der übrigen Versicherten für das Jahr 
2024 um CHF 2 Mio. auf CHF 35 Mio. zu 
erhöhen. Dieser Erhöhung bzw. der Entlastung der 
Prämienzahler haben 18 Abgeordnete zugestimmt.  
 
Die DpL und die halbe VU-Fraktion waren 
gegen eine Entlastung der Prämienzahler.    
 
Diese Erhöhung wurde unter anderem mit der 
eingetretenen Teuerung im Umfang von 2.7% im 
Jahr 2022 begründet. Für viele Personen wird es 
immer schwieriger, die höheren Preise für den 
lebensnotwendigen Konsum wie für Lebensmittel 
oder die höheren Energiepreise zu bezahlen.

 
Obwohl noch kein Bagger aufge- 
fahren ist, sind bereits Ergänz- 
ungskredite nötig. 
 
Für das Schulzentrum Unterland II in Ruggell 
wurden 56.1 Mio. ursprünglich genehmigt und 
nach letztem Baukostenindex stehen zum Bau 
64.5 Mio. inkl. 3.9 Mio. Reserve zur Verfü- 
gung. Wer in Ruggell gebaut hat, weiss wie 
wichtig die Berücksichtigung der Heraus- 
forderungen im Zusammenhang mit dem 
Grundwasser sind. Beim SZUII mussten bereits 
1.16 Mio. gesprochen werden, um dem Bau- 
grund gerecht zu werden und die Erdbeben- 
sicherheit zu erfüllen. Der Entscheid, keine 
Low-Tech Schule zu bauen, wie sie in Salez 
umgesetzt wurde, führt zu weiteren Kosten in 
der Höhe von 2.65 Mio. Das bedeutet, dass die 
Bauherrenreserve auf nahezu Null gesunken ist 
und dies bevor überhaupt ein Bagger 
aufgefahren ist. Ohne zusätzliche Mittel wäre

das Einhalten des Kreditrahmens reine Lotterie 
und darum mussten im Mai Landtag weitere 
Ergänzungskredite behandelt werden. Unbe- 
stritten waren aus FBP-Sicht 650 TCHF zur 
Vergrösserung der Heizzentrale, damit 
Liechtenstein Wärme diese als Elemet des 
Ruggeller Wärmeverbundes nutzen kann und 2.2 
Mio. für zusätzliche Anpassungen, damit das 
Label Nachhaltiges Bauen Schweiz möglich ist. 
Kritisiert haben wir den Umstand, dass die 
Turnhalle zu tief in den Boden gesetzt werden soll, 
was am Ende zu höheren Bau- aber auch zu 
Unterhaltskosten führt. Wenn 8% der 
Investitionskosten pro Jahr als Unterhalt anfallen, 
dann reden wir von 5.1 Mio. pro Jahr und bei 
angenommen 40 Jahren von 204 Mio. und darum 
sollte der Fokus bei der Frage liegen, wie wir 
unterhaltsarm bauen und nicht nur günstig. Der 
FBP-Antrag PV-Module auf dem Dach und auch 
an der Fassade zu erstellen, führt zur Verringerung 
der laufenden kosten und darum folgte diesem 
auch der Landtag.

FBP verhindert erhebliche Prämienerhöhung 
Kommentar des Abgeordneten Wendelin Lampert 

Wendelin Lampert, 
Landtagsabgeordneter

Verantwortlichkeiten 
 
Ein Erfolg für die Fraktion der FBP 
beim Traktandum zum Landesspital 
(LLS): Alle Anträge und Anliegen 
fanden eine Mehrheit im Landtag! Die 
VU-Fraktion versuchte hingegen in der 
Diskussion verkrampft ein Misstrauen 
der FBP-Fraktion gegenüber Gesund- 
heitsminister Manuel Frick zu konstru- 
ieren – dies, weil die FBP-Fraktion 
richtigerweise die Stabstelle für staat- 
liche Liegenschaften in der Verantwor- 
tung für den Neubau sehen möchte, wie 
dies bei allen anderen staatlichen 
Bauten auch der Fall ist. Manuel Frick 
hat in den letzten 1.5 Jahren seine 
Verantwortung wahrgenommen und 
das Projekt nun neu lanciert. Und ja 
liebe VU-Abgeordnete, Manuel Frick 
wird seine Verantwortung im Steuer- 
ausschuss für den Neubau auch künftig 
wahrnehmen – dies ist richtig und 
wichtig und eine Selbstverständlich- 
keit. Bedenklich finde ich, dass beim 
SZU II die Bauherrenreserve aufge- 
braucht ist, bevor mit dem Start des 
Neubaus begonnen wurde. Auch stand 
bei der Planung scheinbar nicht im 
Fokus, dass es in Ruggell problema- 
tisch ist, tief in den Boden zu bauen 
(Grundwasser). Diese Verantwortlich- 
keiten der Bauministerin wurden in der 
Debatte (und leider auch im Vaterland) 
durch die Diskussion über gender- 
gerechte WC’s überlagert. Dies ist 
schade, denn die dafür erforderlichen 
CHF 90’000 hätte die Ministerin für 
die Realisierung sehr gut aus der Bau- 
herrenreserve finanzieren können. 

Landtag

Termine 
1. Juni, 18.00 Uhr,  
FBP Balzers 
 
Die Ortsgruppe Balzers lädt alle interessierten Per-
sonen zum Vortrag „Der Wolf in Liechtenstein“ und 
zur anschliessenden Jahresversammlung ein. 

Vortrag: 18.00 Uhr. 
Jahresversammlung: 19.15 
bis 20.00 Uhr.


